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45 Jahre internationales Geden- 
ken der Opfer des Faschismus. 

Am 9, September 1945 riefen Antifaschi¬ 
sten in Berlin zur ersten internationalen 
Gedenkfeier auf deutschem Boden auf. 

Der 9. September war mit Bedacht ge- 
hlt, den n am 9. September 1943 been- 
^ T en die vom Nazi-Regime bestellten 
Henker ein drei Nächte lang dauerndes 
Massaker. 360 Männer wurden in den 
Nächten 778* und 9. September immer 8 
zugleich, an Fleischerhaken aufgehängt. 

Einige Tage zuvor, hatten Bomben bei ei¬ 
nem Angriff das Zuchthaus Rötzensee 
getroffen und dabei auch einen Teil der 
Mauer zerstört. Fünf französische Wider¬ 
standskämpfer flüchteten. Vier wurden 
bald wieder ergriffen, während der Fünfte 
sich stellte, in der Erwartung keiner be¬ 
sonderen Strafe. 

Auf Grund dieses Ereignisses befahl das 
Justizministerium, die Häftlinge des Hau¬ 
ses III "in den nächsten Tagen zu Tode zu 
bringen". 

Mit hereinbrechender Dunkelheit, am 
7.9.43, begannen die Henker den Mas- 
'mord. In den frühen Morgenstunden 
ur^s 9. September 43 beendeten die Hen¬ 
ker die Aktion, die nur unterbrochen wor¬ 
den war, wenn auf Berlin Bombenangriffe 
drohten. 

Von den 400 Männern überlebten nur 40. 
Unmittelbarer Zeuge, wenn auch nicht di¬ 
rekt im Hinrichtungsschuppen, war der 
Anstaltsgeistliche Harald Poelschau. Die 
feige Aktion wurde der Widerstandsbe¬ 
wegung bald bekannt 

Die Männer des Hauses IEI waren Wider¬ 
standskämpfer, aus allen von den Fa¬ 
schisten überfallenen Ländern Europas. 

Der bekannteste unter ihnen war der 
tschechische Dichterund Kommunist Ju¬ 
lius Fusdik. 

Die bekanntesten Deutschen waren die 
Mitglieder der Schultze-Boysen-Har- 
nack-Gruppe: Wolfgang Thises, Wilhelm 
Schürmann, Eugen Neutert. 

Bei dem Zusammenschluß einer Reihe 
bereits entstandener Organisationen 


09.09.1945 - 09.09.1990 

der Opfer und Widerstandskämpfer, im 
Februar 1946 in Warschau, wurde cier 2. 
Sonntag im September zum internationa¬ 
len Gedenktag erklärt. Auf dem Grün¬ 
dungskongreß der FiR. in Wien, I960, 
würdigte der Vertreter der FJAPP« {Fö- 
de4ration Internationale des Anciens Pri- 
sonniers Politiques) ausdrücklich die Ge¬ 
denkarbeit der VVN. 

Die VVN im Lande Bremen hat am 1. Sep¬ 
tember 1946 im Decla-Theater die erste 
internationale Feier durchgeführt. 

Am 2. Sonntag im September 1947 er¬ 
folgte die Grundsteinlegung für die Eh- 
ren-Aniage auf dem Osterholzer Friedhof 
durch Bürgermeister Wilhelm Kaisen. 

Wie all die Jahre bisher, wird die WN- 
BdA die Opfer des Faschismus und des 
Krieges ehren. 

Das Gedenken der Opfer des Faschis¬ 
mus ist heute notwendiger denn je — 
auch 1990. 

* * * 

Zur Erinnerung: 

Das faschistische Justizminsterium er¬ 
teilte Mitte Dezember 1942 den 'Vor¬ 
dringlichen” und "kriegsbedingten" Auf¬ 
trag, "En der Hinrichtungs-Stätte Plötzen¬ 
see eine gleichzeitige Erhängungsmög- 
üchkeit für 8 Personen zu bauen." 


Es mußte eine Laufschiene angebracht 
werden, mit 8 beweglicher Haken - damit 
die Deliquenten sich nicht sehen konn¬ 
ten, wurden Wände aus schwarzem Pa¬ 
pier zwischen den Fleischerhaken ange¬ 
bracht, an denen die Schlingen hingen. 

Die Deliquenten wurden auf einen Sche¬ 
mel gestellt, der, nachdem die Schlinge 
um den Hals gelegt war, fortgestoßen 
wurde. 

Diese MordmaschEne wurde am 22. De¬ 
zember 1942 das erste Mal eingesetzt. 

Unter den an diesem Tage an dem Flei¬ 
scherhaken Ermordenten, waren Mitglie¬ 
der der Schultze-Boysen-Harnack- 
Gruppe - u.a. Hans Coppi. 

Die Mordmaschine wurde auch immer 
dann eingesetzt, wenn dieGuiiliotine de¬ 
fekt war, oder wenn die Ermordung nicht 
so "human” sein sollte, denn der Tod traf 
bei dieser Methode erst rach 20 Minuten 
ein. 

Willy Hundertmark 


Am Sonntag, den 9. September 1990 

um 11.00 Uhr Kranzniederlegung auf 
dem Osterholzer Friedhof. 

Mit Gästen aus Schwerin. 


Demonstration und Kundgebung am 1. September 

Demonstration 

Friedenstage 

Sammeln 9.30 Uhr 

Samstag, 1* September 

Kornstraße/Ecke Kirchweg 

15.00 Uhr Diskussionsveranstaltung 

„Die Deutsche Einheit - 

Kundgebung 

Chance oder Gefahr für 

11.00 Uhr Marktplatz 

Es sprechen: 

eine europäische 

Fri edenso rd hu ng?” 

Villa Ichon 

Siegfried Schmidt 

20,00 Uhr Bluesnacht mit 

DGB-Kreisvorsitzender 

„Blues Company' 1 

Dr. Ursula Engelen-Kefer 

Schlachthof 

stellvertr. DGB-Vorsitzende 

Sonntag, 2. September 

Eine Vertreterin des 

11.00 Uhr Philharmonisches Konzert 

Bremer Friedensforums 

mit der Norddeutschen 
Philharmonie Rostock 

Glocke, Eintritt DM 15,-/10,- 












Der 1. SEPTEMBER 

erinnert daran, daß Deutschland in die¬ 
sem Jahrhundert schon 2 große Kriege 
geplant - durchgeführt - verloren hat 
Wird ein 3. unter maßgeblicher Beteili¬ 
gung bundesdeutscher Firmen gerade in 
NAHOST in Szene gesetzt? Diesmal sind 
die deutschen Kriegsgewinnler im Ver¬ 
bund mit den NATO-Partnern verantwort¬ 
lich. Die BRD ist Drehscheibe für Waffen, 
Ausrüstung und Mannschaften für diesen 
Nah ostkrieg. 

RÜSTUNGSKONZERNE, wie z.B. MBB- 
DAIMLER, machen riesige Gewinne. Mit 
dem Einwand, "Arbeitsplätze stehen auf 
dem Spiel”, wischen sie jeden politischen 
Protest vom Tisch. Die wegen des UN- 
Wirtschaftsembargos entstehenden Lie- 
ferausfäüe erstattet (It. TAZ vom 3.8.90) 
die Bundesregierung aus Steuermitteln! 
Das bleibt nicht das einzige SCHNÄPP¬ 
CHEN der bundesdeutschen Unterneh¬ 
mer in diesem Jahr. 

Die Zonenrandförderung soll auf die neu¬ 
annektierte DDR ausgedehnt werden... 
und dient sicher nicht nur den mittelstän¬ 
dischen Unternehmen. Dieses und ande¬ 
res war schon im "geteilten" Deutsch¬ 
land, also in der BRD allein, möglich. Was 
nach der "Vereinigung’" das Große 
Deutschland alles ansrichten kann, ist ei¬ 
ne beänsttgende Vorstellung! 

Bei der Gestaltung des neuen Deutsch¬ 
land wird davon ausgegangen, daß Lei- 
tungsfunktionenen von bundesdeut¬ 
schen Spitzenkräften übernommen wer¬ 
den müssen. Vorsichtige Prognosen von 
Wi risch aftsforsc hu ngsinstituten spre¬ 
chen von einer ARBEITSLOSIGKEIT zwi¬ 
schen 1,4 und 4 Millionen in der DDR - die 
Folgen für den sozialen Frieden sind 
noch nicht abzusehen. Sollen nun etwa 
die Notstandsartikel des Grundgesetzes 
an den "lieben Brüdern und Schwestern” 
ausprobiert werden? 



K. KolIwitz, Plakat gegen den § 218,1923 (4,65 - 435 
Aus dem Buch „Bremer Arbeiterbewegung"! 

K. KoIIwitz 1923 

immer noch aktuell in 1990 


- ANTIKRIEGSTAG 

Schon jetzt, Ende des Sommers wächst 
die Arbeitslosigkeit in der BRD und die 
Enttäuschung über die einseitige Begün¬ 
stigung durch Förderung der Großunter¬ 
nehmen. Für viele von den Parteien ent¬ 
täuschte Jugendliche erscheinen Wahl¬ 
enthaltung und Mitmarschieren bet neo¬ 
faschistischen Gruppen ein Ausweg aus 
ihrer verbauten Zukunft zu sein. Eine Ver¬ 
änderung der politischen Kultur unseres 
Landes ist nur durch eine breite, alle poli¬ 
tischen und gesellschaftlichen Bereiche 
umfassende soziale Bewegung zu errei¬ 
chen. Jede und Jeder kann etwas tun, alle 
sind gefordert, gemeinsam zu handeln! 

Eine ähnliche Erscheinung ist uns aus 
der jüngsten Geschichte bekannt: die 
Verläufe der 20er Jahre, die Vorstufen 
zum Faschismus, der Faschismus als 
Herrschaftsform und sein Ende. 

Wenn auch vielfach behauptet wird, der¬ 
gleichen könne nie wieder geschehen, so 
stimmt das nur unter der Voraussetzung, 
daß wir alle dafür arbeiten, um es wirklich 
zu verhindern. Antifaschismus war und 
iST eine aktuelle Pflichtaufgabe für jeden/ 
jede, wo auch immer, z.B. auch in der 
WN-Bund der Antifaschisten. 

Raimund/Irmgard 


Viele Bedenken 

Die Antifaschisten sagten vor 1933: "Wer 
Hitler wählt, wählt den Krieg/’ Leider ha¬ 
ben die Antifaschisten recht behalten. 
Heutzutage wird viel über den Frieden 
und über Abrüstung gesprochen. Ist aber 
unsere Welt sicherer geworden? In den 
vergangenen Monaten fanden Gesprä¬ 
che zwischen Bush und Gorbatschow 
statt. Der Inhalt dieser Gespräche, so 
sagten die Gazetten aus, war die deut¬ 
sche Frage und weitere Schritte der Ab¬ 
rüstung und der Reduzierung interkonti¬ 
nentalen Raketen. Bei aller Hoffnung auf 
eine friedliche Zukunft und erfolgreiche 
Verhandlungen ist auch Skepsis gebo¬ 
ten. Der Warschauer Pakt hat sich so gut 
wie aufgelöst Bis Ende 1991 werden die 
sowjetischen Truppen aus den Ländern 
des Warschauer Vertrages ab ge rückt 
sein, Ungarn tritt aus dem Warschauer 
Paktaus. Da mit ward er dann sowjetische 
Truppen nur noch im eigenen Territorium 
zu finden sein. Bis 1991 wird in der Sow¬ 
jetunion eine Rüstungskonversion bis zu 
20 Prozent stattfinden. Ebenfalls wurde 
der sowjetische Rüstungshaushalt we¬ 
sentlich gekürzt. Wenn auch diese Ent¬ 
scheidung nicht nur vom Willen zur Ent¬ 
spannung getragen wurden, sondern 
auch ökonomische Zwänge dabei eine 
Rolle spielten, so kann dabei nicht über¬ 
sehen werden, daß es sich um einen Tat¬ 
bestand handelt - ganz gleich, unter wei¬ 
chem Gesichtspunkt es auch betrachtet 
wird. 


Wie sieht es aber in Deutschland aus? 
Nach der Vereinigung beider deutschen 
Staaten soll dieses vereinigte Deutsch¬ 
land Mitglied der NATO sein. Also Territo- 
riumsausweitung, Wie steht es mit der 
Kürzung des Rüstungshaushaltes? Bis 
jetzt Fehlanzeige. Auch in den Gesprä¬ 
chen zwischen Eppelmann und Stolten¬ 
berg ist von Abrüstung, außer verbalen 
Bekundungen, noch nichts Greifbares zu 
erkennen. Die abgeschlossenen Verträ¬ 
ge atmen noch keinen Hauch der Abrü¬ 
stung aus und sind eher als Pläne der 
Umrüstung anzusehen. 

Zu Bedenken geben uns viele andere Ak¬ 
tivitäten auf dem Gebiet der Umrüstung 
oder, wie auch gesagt wird, der Moderni¬ 
sierung. Werden z.B. die Tiefflüge einge¬ 
stellt? Mitnichten. Tiefflüge soll es weiter 
geben wegen der neuen 3RAM-T Rake¬ 
ten. 450 davon sollen in Europa statio¬ 
niert werden, Ramstein bekommt 58, 
Hahn 53 und jeweils 11 in Bichel, Mem¬ 
mingen und Nörvenich, Am Jäger 90 wird 
festgehalten als Beitrag Europas 
Stärkung der NATO. Die US Luftwaffe will 
im Sommer die ersten neuen F 16 Flug¬ 
zeuge in Hahn stationieren, die mit der 
"Stealth” Technologie ausgerüstet sind. 
Außerdem wird ein neues Nachttiefflug- 
system (LANTIRN) eingeführt. Dieses 
sind nur ein paar Beispiele aus einer Rei¬ 
he militärischer Aktivitäten, die Besorgnis 
erregen und die keine Spur von Abrü¬ 
stung und Entspannung erkennnen las¬ 
sen, Wir Antifaschisten sollten in ver¬ 
stärktem Maße den militärischen Aktivitä¬ 
ten entgegentreten und das zusammen 
mit allen friedensgewillten Menschen, 

Walter Federmann 


Entschädigung für die V 
folgten und Opfer der NS- 
Militärjustiz 

Mit dem Überfall Nazi-Deutschlands auf 
Polen am 1. September 1939 begann der 
Unterwerfungs- und Ausrottungsfeldzug 
gegen die Völker Europas. Damit begann 
die blutige Geschichte der NS-Militärju- 
stiz. Sie bestand aus Tätern, die bis zum 
Untergang der Nazi-Diktatur dieser dien¬ 
lich waren. Dreißigtausend, die nicht für 
einen verbrecherischen Krieg schuldig 
werden wollten, wurden zu Tode verur¬ 
teilt, hunderttausende "Wehrunwürdige” 
in den berüchtigten Bewähmngs- und 
Strafbataillonen zerschunden und in den 
Tod getrieben. 

Es waren Verweigerer, Wehrkraftzerset¬ 
zer und "Deserteure” die, aus welchen 
Gründen auch immer, nein sagten zum 
Faschismus, die entschlossen waren, 
sich der menschenverachtenden Militär¬ 
maschinerie zu entziehen. Diese Seite 
des Militarismus wurde bis heute der Öf- 





tentlichkeit verborgen gehalten. 

Mit zunehmendem Zeitabstand von die¬ 
sen Untaten konnten gewisse "Histori¬ 
ker” auch dieses Kapitel der NS-Ge- 
schichte verfälschen. 

Die Justiz insgesamt die unter der Ha¬ 
kenkreuzfahne diente, die unter dieser 
Rechtsbruch betrieb und Unschuldige 
dem Henker überlieferte, hatte mit ihrer 
Vergangenheitsbewättigung keine Pro¬ 
bleme] 

Mit der widerrechtlichen Aufrüstung 
durch die Adenauer Regierung begann 
wiederum eine Reglementierung unserer 
jungen Generation zum "Wehr- und Waf¬ 
fendienst 13 . Unter Umgehung eines Volks¬ 
entscheides wurde gegen den breiten 
Widerstand demokratischer Kräfte der 
Militarismus in diesen Staat integriert, 

Die K.S.Z-E.-Prinzipien und -Beschlüsse 
bleiben Phrasen, solange die Unterzeich“ 
ne r Staaten, allen voran die BRD., auf ei- 
sogenannten Wehrpflicht bestehen. 


Menschenrechtsverletzunger bleiben 
solange festgeschrieben, als Staaten die 
Umsetzung der Vereinbarungen der 
Menschen rech ts ko n ve ntion verwei ge rn. 

Damit stehen alle, die sich um den Wider¬ 
stand gegen den Dienst "unter der Fah¬ 
ne” verdient gemacht haben, auf dem Bo¬ 
den absoluter Rechtsnormen. 

DieserTeil unserer Jugend hat ein ausge¬ 
prägtes gesellschaftliches Bewußtsein 
bewiesen, alle sind aufgerufen, sich einer 
Kriminalisierung dieser Vorbilder enfge“ 
gen zu stellen. 

Kriegsdienstverweigerung ist die Waffe 
der jungen Generation. 

Auch damit können die Kriegsmaschinen 
aller Staaten unbrauchbar gemacht wer¬ 
den. 

Auch unsere Stadt besitzt ein Ehrenmal 
für den "unbekannten Deserteur 13 , eine 
Aussage, die den Militärs klarmacht; mit 
uns könnt ihr weder Kriege vorbereiten 
noch führen, 

G. Gumpert 


Antifaschismus ist nicht gleich Antikapitalismus? 

Antifaschismus ist einer der Eckpfeiler unserer politischen Arbeit in der WN-BdA. 
Viele Kameradinnen und Kameraden, besonders gerade die jüngeren Mitglieder, sind 
deshalb zu uns gekommen, weit sie faschistische Tendenzen, Bestrebungen, Parolen 
oder Aktivitäten in unserer Gesellschaft erkannt haben und dagegen etwas unterneh¬ 
men wollen. 

Doch was Faschismus ist, körnen sie meist nicht genau beschreiben. Dies ist auch 
nicht ganz einfach, weil der Faschismus in den verschiedenen Ländern unter verschie¬ 
denen Epochen und Strukturen sich darstellte und noch stellt Seine ganze Bandbreite 
an Brutalität, sein wahres Gesicht, seinen Charakter, hat er in der nationalsozialisti¬ 
schen Zeit in Deutschland gezeigt. 

Faschismus ist eine Herrschaftsform der kapitalistischen Gesellschaft, dort hat er sich 
entwickelt, von dort hat er seinen Anfang genommen. 

Faschismus hat nicht eine einheitliche, in sich gewachsene politische Ideologie, sie 
setzt sich viel mehr aus vielen, schon vorher bestehenden ideologischen Ansichten zu- 
nmen. 

Faschismus ist eine Anwendungsmethode der kapitalistischen Machtansprüche, die 
er braucht, um seine wirtschaftlichen JVlachtanSprüche durchsetzen zu können. 

Der Kapitalismus muß, um existent zu sein, um sich zu entwickeln, stets um seine 
Marktanteile kämpfen, nicht nur im eigenen Land, sondern auch über seine Länder¬ 
grenzen hinaus. Dies kann er aber nur, wenn er die politische Macht besitzt, wenn er 
seine Widersacher entmachtet und entrechtet. Dabei sind ihm aber Grenzen gesetzt 
Einerseits muß er seine Widersacher entmachten und entrechten, anderseits kann er 
sie aber nicht völlig vernichten, da er sie als potentielle Abnehmer seiner Waren 
braucht. Aus diesem Dilemma heraus ist er also einerseits gezwungen, seine Gegner 
so weit wie möglich zu unterdrücken und zu entrechten, andererseits aber auch ein Mi¬ 
nimum an Existenzmätteln zuzubilligen. 

Wenn man also erkennt, daß das Kapital zwangsläufig so handeln muß, um selbst exi¬ 
stent zu sein, muß man auch erkennen, daß - je nach Stärke seiner Gegner - der Kapi¬ 
talismus seine politischen Machtansprüche und seine Macht so einsetzt und ge¬ 
braucht, wie es ihm notwendig erscheint 

Inwieweit der Kapitalismus dies schon heute praktiziert, brauche ich nicht erst aufzu¬ 
zeigen, man betrachte nur das Grundgesetz, die Zusatzprotokolle, sowie die Schubla¬ 
dengesetze. Dabei beachte man auch, wie inkonsequentdie Entnazifizierung durchge¬ 
führt worden ist ebenso die Wiedergutmachung. 

Uns zeigt dies, daß die faschistischen Methoden und ihre Anwendungen auch in einer 
sogenannten Demokratie stattfinden, was sich natürlich auch darin zeigt, daß Rechts¬ 
radikale in Wort und Schrift sich präsentieren können: wie die nationalistische Zeit, ih re 
Machenschaften und Verbrechen ver harmlost werden, die Geschichte verfälscht wird. 


Darum ist es für mich unverständlich, 
wieso Diskussionen über die Frage auf- 
kommen, daß der antifaschistische 
Kampf nicht gleich auch ein antikapitali¬ 
stischer Kampf sei, 

Antifaschismus ist eben gleich auch AntL 
Kapitalismus, denn im Kapitalismus liegt 
die Geburtsstätte des Faschismus. 

Helmut 


Man tue doch nicht so... 

Die heutige Debatte, ob Antifaschismus 
gesellschaftlich neutral sein darf oder 
nicht, sollte man vor dem Deutschmark- 
Durchmarsch sehen, bei dem die einen 
blind werden und anderen ganzeiend zu¬ 
mute wird. 

Es scheint vernünftig, die bekannte "Di¬ 
rn itroff-These”, die auf dem 7. Weltkon¬ 
greß der Kommunistischen Internationa¬ 
len (1935) formuliert wurde, in ihrem ge¬ 
schichtlichen Kontext zu sehen. Sie lau¬ 
tet: 

"Der Faschi$mus,.,an der Macht, Jst.die 
offene terroristische Diktatur der reaktio¬ 
närsten, am meisten chauvinistischen, 
am meisten imperialistischen Elemente 
des Finanzkapitals.” 

Ihre Bedeutung kann man unterschied¬ 
lich beurteilen: Positiv, das sie der Fa¬ 
schismus auf gesellschaftliche Machtin¬ 
teressen bezieht, negativ, das sie seine 
Betrachtung auf den ökonomistischen 
Blickwinkel reduziert. 

Es ist heute schick, sich über sie zu mo¬ 
kieren und so zu tun, als habe Diktatur 
des Kapitals und Diktatur der faschisti¬ 
schen Ideologie nichts miteinander zu 
tun. Die sozial- oder messen psycho logi¬ 
schen Aspekte helfen zu verstehen, wa¬ 
rum ein Haß-Syndrom überhaupt von 
mehr als ein paar Berufsariern verinner¬ 
licht wurde und in Teilen immer noch ist 

1935 war eine solche Frage in der Sow¬ 
jetunion, wo manch einer wegen grausi¬ 
ger Irrationalitäten oder weil er sich der 
Einstimmigkeit nicht fügen wollte, ins La¬ 
ger wanderte, nicht auf der Tagesord¬ 
nung. Auf besagtem Kongreß vermied es 
Dimitroff als Generalsekretär der M KP\ 
darauf einzugehen, welche Auswirkun¬ 
gen ein Faschismus auf Jugendliche, 
Frauen oder gar Juden hat. Für uns ist 
dies heute unverständlich. 

Doch heißt esz.B. im Ah len er Wirtschafts¬ 
programm der CDU von 1947: 

"Das kapitalistische Wirtschaftssystem 
ist den staatlichen und sozialen Lebens¬ 
interessen des deutschen Volkes nicht 
gerecht geworden.” 

Man hält solche Worte aus diesen Krei¬ 
sen heute kaum für möglich und doch 
war dies nach ' 45 weitgehend Konsens. 



Die Bremer "Kampfgemeinschaft gegen 
den Faschismus” (KGF) löste sich Ende 
1945 aut nicht ohne eine Entschließung 
zu verabschieden, in der man liest: 

”!m Mittel punkt dieses Kampfes muß heu¬ 
te mehr denn je das Hauptziel der Kampf¬ 
gemeinschaft die Bildung einer sozial!- 
strecken Einheitspartei stehen. Die Ver¬ 
sammlung erinnert die Bremer Führerder 
SPD und KPD noch einmal an ihre feier¬ 
lich gegebenen Versprechen, diese Ein¬ 
heit zu verwirklichen/’* 

Wer in der SPD will dies heute noch wahr¬ 
haben? 

Man tue doch nicht so f als stünde man 
quasi "über" der Geschichte und habe 
das Recht, eine "ewige” Auffassung von 
Antifaschismus oder allgmein "progres¬ 
siver” Politik zu formulieren. Das heißt 
nicht, daß wir uns vor der Auseinander¬ 
setzung mit alten und neuen Auffassun¬ 
gen drücken dürfen. 

* Die Zeitschrift der KGF "Der Aufbau” ist 
ln einem Original-Nachdruck für DM 5,- 
jm Büro zu erwerben. Sehr lesenswert! 

Thomas 


Presse-Hintergrund¬ 

gespräch 

des Senators für Wirtschaft, 
Technologie und Aussenhandel 
Bremen, am 10.08.90 

Der Bremer Senat hat eine Arbeitsgruppe 
ins Leben gerufen, die die Abhängigkeit 
des Landes von der Rüstungsproduktion 
untersuchen soll und die Möglichkeit fin¬ 
den, um die (Strukturgefährdung in der 
Region, wenn es zu bruchartiger Verän¬ 
derungen ((gemeint ist: Abrüstungs- 
Fortschritten)) kommt, ohne daß Kom¬ 
pensationen ((gemeint ist: Rüstungs-Ex¬ 
porten ausgleichen.) 

Sehr ausführlich wurde dargelegt, wie 
undurchsichtig dieser ganze Wirt¬ 
schaftszweig ist. Das national UND inter¬ 
national weit verzweigte Geflecht von 
Großunternehmen/Tochtergeseilschaf- 
ter/Subunternehmen. ..ist so gut wie un¬ 
durchschaubar, 

absichtlich, selbstverständlich, denn 
sonst könnten diese Herren nicht schon 
100 Jahre lang eine solche unkontrollier¬ 
te, alles beherrschende Macht ausüben. 

Die meisten Daten sind geheim - Verteidi- 
gungsministerium, Bundesamt für Wehr¬ 
technik und Beschaffung, andere BuWe- 
Dienststelien (Geheimdienst, vermutlich) 
und wer sonst noch, sperren alle Daten — 

wohl nicht vor der Rüstungsindustrie, 
denn es ist "gute alte” Tradition: die Re¬ 
gierung, egal welche, das Heer, die Rü¬ 
stungsindustrie... brauchten einander, 
um zu überleben. Das ist auch heute nicht 


anders - jedenfalls glaube ich das. 

Im Städte-Staat Bremen gibt es, einzig in 
der BRD, eine ungefähre Übersicht 
(durch einzelnes Auszählen). Diese frei¬ 
gegebenen Daten kann jeder Interessier¬ 
te aus der offiziellen Mitteilung herausle¬ 
sen—sie liegt äm Büro. 

Im September 1990 wird es eine Wirt¬ 
schafts minister-Konferenz geben, wo 
Mann sich um ein "Sonderprogramm Ab¬ 
rüstung sfo! gen Konversionsprogramm 
für die Rüstungsindustrie und die Trup¬ 
penstationierung kümmern will 

Nach Ansicht des Leiters der BAW dürfte 
es auch so beschlossen werden. 

-—auch befolgt? 

Auch die EG denkt aktuell über ein Um¬ 
strukturierungsprogramm nach. Beispie¬ 
le gibt es, z.B. Schiffahrt, Kohle u. Stahl. 

Das Land Bremen ist zu eigenen Anstren¬ 
gungen in dieser Richtung bereit - wenn 
Bundes- und EG-Mittel nach Bremen 
kommen. Der Bund bleibt in der Verant¬ 
wortung. 

Anmerkung meinerseits: sollten sich die 
Politiker in Bremen, in Bonn, in Brüssel 
(unsere Ansprechpartner sind Bremer) 
eindeutige Willenserklärungen in Rich¬ 
tung Rüstungskonversion abringen-- 
auch gegen die sonst übliche Erpres¬ 
sung: "dann werden Arbeitsplätze ver¬ 
nichtet”—dann ist aber "im Rahmen der 
freien Marktwirtschaft IMMER NOCH JE¬ 
DER UNTERNEHMER FREI. KONTROLLE, 
wo es sie denn gibt, GESCHIEHT MEIST 
”PRO FORMA" - WEISUNGEN LASSEN 
SICH DIE KONZERNE NICHT ERTEILEN 
(und brauchen sie in diesem Wirtschafts¬ 
system auch wohl nicht.) 

Daher denke ich, daß es jetzt wichtig wird 
für die Friedensbewegung und alle fort¬ 
schrittlichen Kräfte, so viel Druck wie 
möglich "von unten" zu erzeugen, um die 
paar einsichtigen Politiker zu unterstüt¬ 
zen. Es muß ganz einfach politisch un- 
durchsetzbar werden, mit Massen Ver¬ 
nichtungswaffen massenhaft Geld zu ver¬ 
dienen. {Übrigens gilt daselbe für die 
Atom- und die Chemie-Industrie] 

Irmgard. 


Technologische Flexibilität 

(es ist immer schwerer, zu unterscheiden, 
ob ein Teil militärischen oder zivilen 
Zwecken zugedacht ist Funktionieren 
können sie "sowohl - als auch") 

Die Staubsauger-Fabrik 

Ein Monteur klaut eifrig ein Stück von je¬ 
dem Teil, welches die Fabrik herstellt 

Als er endlich alle beisammen hat, und 
baut, und baut und baut,,, 

flucht er: wie ich sie auch drehe und wen¬ 
de, wie ich sie auch um und um baue, zu¬ 


sammengebaut, wird immer ein Maschi¬ 
nengewehr draus. 

(gehört Radio-Bremen, bei der Berichter¬ 
stattung über das Presse-Gespräch der 
BAW) 


Mitglieds-Beiträge und 
Spenden 


sind Voraussetzung für die Durchführung 
unserer politischen Aufgaben. 

Wichtig ist daß diese Einnahmen über¬ 
schaubar d,h, kontinuierlich bei uns ein- 
gehen um planvoll eingesetzt zu werden. 
Die Beitrags- u, Spenden-Zahlung müßte 
In unser aller Interesse deshalb mögl ichst 
monatlich erfolgen und die Abrechnung 
der Kreise und Gruppen spätestens vier¬ 
teljährlich. 

Den jetzt gezahlten Beitrag bitte ich 
der noch weiterhin gültigen Beitragso.^,- 
nung: 


ohne Einkommen 

Bruttoeinkommen 
bis DM 1.000,00 

bis DM 1.200,00 

bis DM 1,500,00 

bis DM 2,000,00 

bis DM 2.500,00 

über DM 2.500,00 


monatl DM 3,00 

monaü. DM 5,00 
DM 7,00 
DM 10,00 
DM15,00 
DM 20,00 
DM 25,00 


einmal zu vergleichen, hier werden si¬ 
cherlich noch einige Korrekturen erfor¬ 
derlich sein! 


Da die "antifaschistische Rundschau” 
nicht mehr erscheint und der dafür bisher 
erhobene vierteljährliche Betrag von DM 
3,00 entfallen Ist, hat der Landesvorst 
beschlossen, daß für die Herausgabe un¬ 
seres "Bremer Antifaschisten” (die 
Druck-Kosten haben sich weiter erhöht) 
zusätzlich zum Monats-Beitrag eine Um¬ 
lage von DM 1,00 erhoben wird. Wir bit¬ 
ten, dieses bei Überweisungen und der 
Kassierung zu berücksichtigen. 

Nach dem Freisteflungsbescheid des Fi¬ 
nanzamtes Bremen-Mitte sind wir als ge¬ 
meinnützige Organisation anerkannt, die 
Beiträge und Spenden können daher bei 
der Lohn- u. Einkommen-Steuererklä¬ 
rung eingereicht werden und finden bei 
der Steuer-Erstattung entsprechende 
Berücksichtigung. 

Das Mitgliedsbuch mit den Beitragsmar¬ 
ken kann dem Finanzamt vorgelegt wer¬ 
den, auf Wunsch stellen wir aber auch ei¬ 
ne entsprechende Bescheinigung aus. 

Friede! Becker (Landes-Kassierer) 



WN-BdA Bremen e.V. 

der Land es voretand lädt alle Mitglieder 
ein zu einer 

LANDESMITGLIEDER¬ 

VERSAMMLUNG 

am 28. September 1990 um 18.30 Uhr im 
Nachbarschaftshaus am Ohlenhof 10 

Thema: Erneuerung des antifaschisti¬ 
schen Vermächtnisses? 

("auch politische Erdbeben haben ihre 
Nachbeben") 

Bringt bitte Eure Mitgliedsbücher mit. 

Der LV, 


f 


Freie und Hansestadt Bre¬ 
men - 1990 

aus der Bremer Presse zu entnehmen 
war, hat der Innensenator unlängst wie¬ 
der "seine Pflicht getan" und 15 Roma- 
Familien (deren Asyl-Verfahren negativ 
verlief) absehieben lassen. 

Die Betroffenen beschlossen: "wir laufen 
nicht mehr davon!" und campierten vor 
dem Haus der Innenbehörde, um so auf 
die ihnen drohende Abschiebung auf¬ 
merksam zu machen. 

Da durch "Buten & Binnen" bekannt wur¬ 
de, daß es den Roma an Babynahrung 
mangele (was die Innenbehörde "selbst¬ 
verständlich nicht ” zu Verfügung stellen 
konnte) haben einige unserer Kamera¬ 
den/innen Milch und Obst dort abgege¬ 
ben, namens der WN-BdA. Diese Sa¬ 
chen wurden sehr gerne angenommen. 

Als es eine kleine Schwierigkeit gab: die 

;h in den Baby-Flaschen heiß zu be¬ 
kommen - hat der Kamerad JeVoRie ei¬ 
nen Eimer mit heißem Wasser hingefah¬ 
ren, worin sich Milchflaschen und -tüten 
problemlos erwärmen ließen - und schon 
hatten die Kleinen ihre Milch. Ein, von 
mehreren Gruppen ausgearbeitetes 
Flugblatt: BLEjBERECHT FÜR ROMA UND 
SINTiJ haben der 1. und 2. Landesvorsit¬ 
zende der VVN mit unterschrieben. 

Selbstverständlich haben wir uns eben¬ 
falls an der Demonstration durch die 
Stadt beteiligt. 

Auf der kleinen Kundgebung vor dem 
Rathaus hat der Kamerad Willy einige 
Worte gesprochen. 

Zur Kenntnis bringen will ich Euch aber 
die Worte des Sprechers der Roma: "wir 
sitzen und starren wie die Karnikel auf die 
Schlange. Unsere Erfahrungen laufen 
dahin, ob "schwarze” Schlange, "rote' 1 
Schlange oder "braune" Schlange...- 
Schlange bleibt Schlange. Darüber ha“ 
ben wir m.E. nachzudenken. 


irmgard 


Ein Kapitel aktueller Bre¬ 
mer Zeitgeschichte 

- im letzten baf hatten wir uns ausführlich 
mit der Radio-Bremen Talk-Show „III 
nach 9“ befaßt, in welcher der Rechtsex¬ 
tremist Sch. Stargast war. 

Die kurz danach vom ASTA der Uni Bre¬ 
men veranstaltete Diskussions-Veran- 
stattung befaßte sich ebenfalls mit dieser 
Sendung (Sinn, Zweck und Auswirkung) 
vor allem mit der unsinnigen Schuldzu¬ 
weisung an "die Autonomen". 

Die Radio-Bremen Redakteure, W.N. und 
W,T. stellten eine Nachfolge-Sendung in 
Aussicht, in der es um diese Schuldzu¬ 
weisung gehen sollte - mit uns als Teil¬ 
nehmer - und um eine Differenzierung 
der "Autonomen”. Dazu haben wir einen 
Entwurf (gemäß mündlicher Absprache) 
für den Verlauf einer solchen Sendung 
eingereicht. 

In dieser Angelegenheit kam dann am 
7.8.90 eine Nachricht von Radio-Bremen: 
es wird NICHT zu dieser Sendung kom¬ 
men, bzw. wir, die Antifaschisten, werden 
NICHT eingeladen. 

Daraus entnehme ich: die Demonstran¬ 
ten werden nach wie vor in Bausch und 
Bogen als "die Autonomen” bezeichnet, 
auch die WN-BdA, Nach diesem Denk¬ 
muster sind alle Antifaschisten, Frie- 
de ns "hetze r", Umweltschützer, Men¬ 
schenrechtskämpfer, Anti-Atom-Leute 
(und selbstverständlich alle Unken) "Au¬ 
tonome", und was das für Leute sind, 
"das weiß man ja”. 

Bei Antifaschisten gibt es (für manche 
Betrachter) Probleme: 

Antifaschisten erklären nämlich, daß sie 
Antifaschisten sind, wieso und warum 
das immer noch, augenblicklich beson¬ 
ders, nötig Ist. 

Das soll sich wohl besser nicht herum¬ 
sprechen. 

Statt dessen wird die Sängerin Anja Silja 
wieder eingeladen. Sie zeigte im Verlauf 
der umstrittenen III nach 9 Sendung das 
erwünschte Verhalten: mehr Angst, vor 
den sogenannten "autonomen 13 Antifa¬ 
schisten, als vor den Neofaschisten,.,und 
kann deshalb problemlos via Bildschirm 
der Öffentlichkeit gezeigt werden. 

Wie gesagt - das ist meine Sicht der Din¬ 
ge- 


Begründet wurde die Absage an uns, mit 
einem Hinweis auf die Sitzung des Fern¬ 
seh-Ausschusses (in dem "alle gesell¬ 
schaftlich relevanten Gruppen" - natür¬ 
lich NICHT die WN-BdA - vertreten sind) 
vom 02.07.90. Den an unsere Organisati- 
ongerichtenen Wortlaut könnt Ihr selber 
Jesen,..und Euch Euren Teil dabei den¬ 
ken... 


Im Fernsehausschuß wird auf den 
Artikel in der taz Bezug genommen, 
wonach in einer Diskussion in der 
Universität, in der die Einladung an 
Herrn Schönhuber kritisch in Frage 
gestellt worden sei, die beteiligten "Hl 
nach 9”-Redakteure Tiesler und 
Neubauer als Konzept der Sendung 
genannt hätten, skurile Leute einzu- 
laden, um damit die Zuschauer zu 
unterhalten. Diese Konzeptbeschrei- 
bung wird als zu dürftig beurteilt. 

Auf die in der Diskussion geäußerte 
Kritik seitens der Demonstration steil- 
nehmer hätten die Redakteure ge¬ 
antwortet: Nächstes Mal seid ihr da¬ 
bei. Eine solche Äußerung wird im 
Fernsehausschuß als bedenkliches 
Zugeständnis empfunden, well damit 
die journalistische Freiheit tangiert 
sei, 

Herr Dr. Hoffmann stellt klar, daß 
ein Eingehen auf diese Forderung für 
ihn nicht in Frage komme. 


irmgard. 


Einst hieß es: 

WAS ZUSAMMEN GEHÖRT - MÜSSE 
BEHUTSAM ZUSAMMENWACHSEN. 

Das, was da vor unseren Augen abläuft, 
ist kein "behutsames Zusammenwach¬ 
sen", sondern gelinde gesagt ein Zusam¬ 
menpressen. 

Wenn bei diesem Zusammen pressen der 
Rechtsextremismus um 27 % zugenom¬ 
men hat, wie Bundesinnenminister 
Schäuble berichtete, dann ist das nur lo¬ 
gisch, und Herr Schäuble zählt dabei die 
REPs nicht als Rechtsextremisten dazu. 
Wenn nun in der DDR die REPs zur Wahl 
zugelassen wurden, obwohl die Volks¬ 
kammer sie verboten hat, dann muß man 
fragen: wer hat daran gedreht? 

Wenn das so ist, dann kann Herr de Mai¬ 
ziere auch mal eben Minister "feuern 11 , 
die nach der DDR-Verfassung von der 
Volkskammer gewählt wurden. 

Willy Hundetmark 
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Geburtstage im September 

05.09.1902 Wilhelm Terasa 

88 J. 

07.09.1926 Karl-Heinz Müller 

64 j; 

09,09.1910 Anita Böhme 

80 J, 

18.09.1920 Karl Wölz 

70 J. 

18 09,1909 Anm Pfarr 

81 J, 

18.09,1912 Fritz Bolte 

78 J. 

21.09.1902 Uesbeth Jessart 

88 J. 

22,09 1906 Auguste Muck 

84 J. 

22.09.1913 Elisabeth de Vries 

77 J. 


Weitere Termine 

Montag, 3. September 1990 

20.00 Uhr Kolpinghaus, Kolpingstr. 4-6 

Eine Gedenkfahrt nach Minsk - 
ein Reisebericht 

Informationsabend zur Bremer Gedenk¬ 
fahrt nach Minsk im Oktober 1991 mit Dr. 
Elisabeth Baiser, Witten, Solidarische 
Kirche Westfalen, und Peter Junge-Wen¬ 
trup, Dortmund, Internationales Bildungs¬ 
und Begegnungswerk e.V. 

Weitere Informationen: 

Initiativkreis "Gedenkfahrt nach Minsk" 
c/o Biidungswerk ev, Kirchen, 
Rembertiestr, 34, Tel, 32 32 45/46 

Montag, 10. September 1990 

20.00 Uhr Villa Schon, Goetheplatz 4 

Alte Chemiewaffen raus - neue 
rein? 

Informationsveranstaitung des Bremer 
Friedensforums über binäre Kampfstoffe 
Rei: Prof. Dr, Dieter Wöhrle, Bremen 

Montag, 24. September 1990 

19,00 Uhr, DGB-Jugend-Räume, Waller 
Heerstr. 213 

Kein Bock auf Bund - Na und? 

Informations- u. Beratungsabend zur 
Kriegsdienstverweigerung 
Veranstalter: DFG-VK und IGM-Metall- 
Jugend 

Weitere Informationen: DFG-VK, Am Wall 
164, Tel,: 32 35 30 

WN-BdA - Gruppe West 

Montag, den 03,09,90 

20 Uhr Tagung des Vorstandes 

Montag, den 17.09,90 

20.00 Uhr Mitgliederversammlung 

Büro Bürgermeister-Deichmann-Straße 


WN-BdA - Gruppe Süd 

Donnerstag, 20,09,90 

um 20,00 Uhr Mitgliederversammlung 

Treffpunkt Zionsgemeinde, Kornstraße 

Jeden Dienstag GV 
Jeden 3. Dienstag LV 
im Büro Deichmanrtstraße 
interessierte M ftgi jeder si nd wi I tkom m en 


CXRJJ.E 


Internationales Komitee zur Beobach¬ 
tung der europäischen Vereinigung: 

Das Abkommen von Schengen 
oder; der aufhaltsame europäi¬ 
sche Polizeistaat 

Wir, Minoritäten aus Frankreich, Großbri- 
tanien und der Bundesrepublik haben 
beschlossen, eine Beobachtungsgruppe 
des Prozesses um die europäische Eini¬ 
gung zu bilden. Wir appellieren an die 
Verantwortlichen in den Gremien der 
Kommission und des Europäischen Ra¬ 
tes, ihre Tätigkeit transparenter für die Öf¬ 
fentlichkeit zu gestalten, um eine kritische 
Begleitung und demokratische Einwir¬ 
kungsmöglichkeil zu ermöglichen. 

Ein einwöchlges internationales Treffen 
im Herbst dieses Jahres hier in Bremen 
wird die Harmonisierung der ausländer¬ 
feindlichen Bestrebungen in der EG zum 
Gegenstand haben. Wir rufen alle inter¬ 
essierten Personen, Gruppen, Organisa¬ 
tionen und Institutionen auf, diesen Kon¬ 
greß zu unterstützen. 

Vorgesehener Termin: 25.11.-2,12.90 
Europa Tagung in Bremen 


"Die Welt der Anne Frank 
1929-1945" 

Eine Ausstellung der Anne-Frank-Stifung 
Ämsterdamm 

Untere Rathaushalle Bremen: 

Noch bis 9. September 1990 

Gustav-Heinemann-Bürgerhaus Bre¬ 
men-Nord: 

13. September bis 29. September 1990 


Am 21. September 1990 
um 20.00 Uhr singt und spieit 
Esther Bejerano 
mit ihrer Gruppe im 
Bürgerhaus Gustav Heinemann 


Die Stadtbibliothek 
Bremen 

leiht Klassensätze zum Thema: 

Nationalsozialismus und Judenverfol¬ 
gung aus. 

Es sind 32 Klassensätze vorhanden. 


Mahnwache 


zum 45. Jahrestag des Abwurfs der 
Atombom be auf Hiroshima am 06, August 
1990 



KUHSHSfl ATHWFEfl SSKKffFES I 
HHHINI FMErM: FI El LAS AitflA* ATBlICtt 
Ktuniiira imum: anmöLwi tflHmsm 


Etliche Kameradinnen und Kameraden 
haben sich an dieser Aktion beteiligt. Es 
war eine gelungene Veranstaltung. 

Zufällig in der Stadt weilende japanische 
Touristen waren sehr angetan davon, daß 
sich auch deutsche Friedensfreunde um 
diesen Mahn- und Gedenktag kümmern. 

irmgard 


WN-BdA Bremen 
Mahnwache Marktplatz 

Mittwoch, den 12,9.90 
16-18 Uhr auf dem Markt 
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